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1 
Liebhaberei statt Einkünfte aus V+V 
trotz lukrativer Photovoltaikanlage? 

Kernaussage 

Wird auf dem Dach eines vermieteten Objekts eine 

Photovoltaikanlage installiert, so bildet diese eine eigen-

ständige Einkunftsquelle, deren Ergebnis nicht mit den 

Mieteinkünften saldiert werden kann. Für Vermietung und 

Photovoltaikanlage ist jeweils unabhängig voneinander zu 

beantworten, ob Liebhaberei vorliegt oder steuerlich rele-

vante Verluste erzielt werden. 

Sachverhalt 

Der Kläger vermietete in den Streitjahren u. a. eine auf 

seinem landwirtschaftlichen Betrieb gelegene Reit- und 

eine Mehrzweckhalle. Der hierfür vereinnahmte Mietzins 

erreichte die Höhe der Abschreibungen auf die Hallen 

nicht. Daneben errichtete der Kläger auf den Dächern der 

Hallen Photovoltaikanlagen. Die durch Betrieb der Anlagen 

erzielten positiven Einkünfte verrechnete der Kläger im 

Rahmen seiner Einkommensteuererklärung mit den negati-

ven Vermietungseinkünften. Das Finanzamt lehnte die 

Verrechnung ab; es lägen zwei Einkunftsquellen vor. Bei 

einer jeden sei zu prüfen, ob Liebhaberei gegeben sei. 

Während die Einkünfte aus der Photovoltaikanlage steuer-

begründend zu berücksichtigen seien, scheide die Berück-

sichtigung der negativen Einkünfte aus der Vermietung 

aus. Insoweit läge Liebhaberei vor. Das Finanzgericht Köln 

wies die hiergegen gerichtete Klage ab. 

Entscheidung 

Steuerlich relevante Einkünfte sind nach Ansicht der Rich-

ter nur dann gegeben, wenn eine Tätigkeit in der Absicht 

ausgeübt werde, auf Dauer positive Einkünfte zu erzielen. 

Demgegenüber sei die sogenannte Liebhaberei steuerlich 

irrelevant, da sie sich in der Privatsphäre des Steuerpflicht-

igen abspiele. Insoweit sei zu berücksichtigen, dass der 

erzielte Mietertrag auf Dauer die Kosten nicht decken kön-

ne. Er erreiche nicht einmal das Niveau der Abschreibun-

gen und könne so über die fiktive Nutzungsdauer der Halle 

nicht einmal deren Herstellungskosten decken. Auch könn-

ten die Mieterträge nicht mit den positiven Einkünften aus 

der Photovoltaikanlage saldiert werden. Die Frage der 

Liebhaberei müsse für jede wirtschaftliche Tätigkeit selbst-

ständig beantwortet werden. Nur wenn die verlustbringende 

Tätigkeit die andere Tätigkeit maßgeblich fördere, sei eine 

getrennte Betrachtung nicht vorzunehmen. Zwar seien die 

Hallen notwendige Voraussetzung für den Betrieb der 

Photovoltaikanlagen; eine Aufteilung der Herstellungskos-

ten auf die Anlagen einerseits und die Vermietung anderer-

seits sei aber nicht möglich, so dass auch eine anteilige 

Berücksichtigung der Kosten für die Hallen nicht in Betracht 

komme. 

 

9  

 BrandBranchenBrief – Land – und Forstwirtschaft  
       
Themen dieser Ausgabe 

   

 

 

1. Liebhaberei statt Einkünfte aus V+V trotz lukra-

tiver Photovoltaikanlage? 

2. Ansprüche nach gescheiteter Umwandlung: 

LPG in GmbH & Co. KG 

3. Minijob-Grenze zukünftig bei 450 EUR 

4. Ist ein Steuerbescheid trotz falscher Adressie-

rung wirksam? 

 5. Steuerliche Behandlung des Wirtschaftsgutes 

„Wald“ 

6. Steuerliche Liebhaberei in der Pferdehaltung 

7. Abgrenzung Land- und Forstwirtschaft vom 

Gewerbe 

 

 

      



BRANCHENBRIEF HEILBERUFE 

  Aktuelle Hinweise für das Gespräch mit Ihrem Steuerberater    Aktuelle Hinweise für das Gespräch mit Ihrem Steuerberater    

Konsequenz 

Bei der Frage, ob Liebhaberei vorliegt, ist grundsätzlich 

jede wirtschaftliche Tätigkeit selbstständig zu beurteilen. 

Nur wenn eine verlustbringende Tätigkeit die andere Tätig-

keit maßgeblich fördert, kann eine Saldierung der Einkünfte 

zur Vermeidung von Liebhaberei vorgenommen werden. 

2 
Ansprüche nach gescheiteter Um-
wandlung: LPG in GmbH & Co. KG 

Rechtslage 

Alle landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften 

(LPG), die sich bis zum 31.12.1991 nicht ordnungsgemäß 

umgewandelt oder wirksam geteilt oder verschmolzen 

hatten, waren ab diesem Zeitpunkt von Gesetztes wegen 

aufgelöst. Ist die Umwandlung gescheitert, befindet sich die 

LPG in unerkannter Liquidation. Die Mitglieder der LPG 

können aber aus gesellschaftlicher Treuepflicht verpflichtet 

sein, einer Nachtragsvereinbarung zuzustimmen, mit der 

eine Heilung der fehlgeschlagenen Umwandlung erwirkt 

wird. 

Sachverhalt 

Die Klägerin ist eine LPG. Im Jahr 1991 beschlossen ihre 

Genossen einstimmig, das gesamte Vermögen der LPG 

auf eine neu gegründete GmbH & Co. KG, die Beklagte, als 

übernehmendes Unternehmen gegen Gewährung von 

Anteilen an die Genossen der LPG zu übertragen. Die LPG 

wurde zunächst alleinige Kommanditistin der GmbH & Co. 

KG und Gesellschafterin der Komplementär-GmbH. Im 

November 1994 wurde unter Ausscheiden der LPG aus der 

GmbH & Co. KG der Eintritt der Genossen der LPG im 

Wege der Sonderrechtsnachfolge im Handelsregister ein-

getragen. Die LPG wurde im LPG-Register gelöscht. Sie 

meint, ihre Umwandlung sei fehlgeschlagen und sie sei 

nach wie vor Inhaberin der Vermögensgegenstände, die sie 

im Jahr 1991 gehabt habe. Die Klage der LPG scheiterte in 

der zweiten Instanz wegen Rechtsmissbrauchs ab. Der 

Bundesgerichtshof (BGH) verwies die Sache zur erneuten 

Entscheidung an die zweite Instanz zurück. 

Entscheidung 

Die beschlossene Teilung nach dem Landwirtschaftsan-

passungsgesetz (LwAnpG) scheitert daran, dass das Ver-

mögen der LPG nicht auf mehrere neue Unternehmen 

übertragen wurde. Sie ist daher gesetzwidrig. Die geschei-

terte Umwandlung wird erst geheilt, wenn eine Übertragung 

formgerecht in einer Nachtragsvereinbarung vereinbart wird 

und die Vollversammlung der LPG mit Mehrheit zustimmt, 

was nicht erfolgt ist. Jedoch muss der Liquidator der LPG 

zunächst versuchen, diese abzuschließen, denn die Ge-

nossen der LPG sind grundsätzlich aus gesellschaftlicher 

Treuepflicht verpflichtet, einem solchen Nachtrag zuzu-

stimmen. Der Einwand des Rechtsmissbrauchs kann je-

denfalls dem Anspruch aus Eigentum nicht entgegengehal-

ten werden. 

Konsequenz 

Dem Ergebnis des BGH ist zuzustimmen. Im Falle eines 

zunächst jahrelang nicht erkannten Fehlschlags einer Um-

wandlung könnten sich anderenfalls weitreichende Proble-

me ergeben. Zumal die regelmäßige Verjährung von 3 

Jahren die Entstehung des Anspruchs und Kenntniserlan-

gung voraussetzt. Kenntnisunabhängig beträgt die Frist bis 

zu 30 Jahre. 

3 Minijob-Grenze zukünftig bei 450 EUR 

Rechtslage 

Bislang können die im Rahmen der Arbeitsmarktreform 

"Hartz IV" eingeführten Minijobs bis zu einer Grenze von 

400 EUR im Monat als pauschal lohn- und sozialversiche-

rungspflichtig behandelt werden. Die Pauschalbeträge 

setzen sich aus 15 % Renten-, 13 % Krankenversiche-

rungsbeitrag sowie 2 % Pauschalsteuer zusammen. Der 

Zufluss ist beim Arbeitnehmer netto. Sie können aber frei-

willig auf den Entgeltbetrag derzeit 4,6 % in die Rentenkas-

se einzahlen um somit Anwartschaften für die Altersversor-

gung zu erlangen. Wird auf diese Option verzichtet, gilt dies 

für die gesamte Dauer des Minijobs. 

Geplante Rechtsänderung  

Mit Wirkung zum 1.1.2013 soll die Verdienstgrenze für 

Minijobs voraussichtlich auf 450 EUR und für Beschäftigte 

in der Gleitzone von 800 EUR auf 850 EUR angehoben 

werden. Damit soll der Lohnentwicklung der letzten Jahre 

Rechnung getragen werden. Ferner soll für geringfügig 

entlohnte Beschäftigte grundsätzlich Versicherungspflicht in 

der Rentenversicherung bestehen, was bedeutet, dass sie 

selbst 4,6 Prozentpunkte in die Rentenversicherung dazu 

zahlen müssen. Wer diese Regelung nicht will, kann das 

sogenannte "Opt-out-Verfahren" wählen, wonach es eines 

schriftlichen Befreiungsantrags gegenüber dem Arbeitgeber 

bedarf. Ab Herbst 2012 sollen die Gesetzesvorlagen in den 

Bundestag eingebracht werden. 

Konsequenz 

Die geplanten Gesetzesänderungen bedeuten für den 

Arbeitgeber erheblichen bürokratischen Mehraufwand für 

ein Minijob-Arbeitsverhältnis. Auch die Anhebung der Ver-

dienstgrenzen ist für den Arbeitnehmer nicht nur positiv; sie 

bedeutet auch, dass mehr Arbeit für den gleichen Stunden-

satz erbracht werden kann. Ob das Ziel der Vermeidung 

von Altersarmut erreicht werden kann, ist angesichts der zu 

leistenden Rentenbeiträge mehr als zweifelhaft. 

Kernaussage 

Ein Steuerbescheid ist nichtig und damit unwirksam, wenn 

er an einen falschen oder nicht existierenden Adressaten 

gerichtet ist. Hingegen führt ein lediglich falsch geschriebe-

4 
Ist ein Steuerbescheid trotz falscher 
Adressierung wirksam? 
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ner Name des Adressaten nicht zur Nichtigkeit des Be-

scheids, sofern der Adressat anhand der den Betroffenen 

bekannten Umstände ermittelt werden kann. Dies stellte 

der Bundesfinanzhof (BFH) kürzlich unter Verweis auf 

seine ständige Rechtsprechung erneut klar. 

Sachverhalt 

Bei den Veranlagungen des klagenden Steuerpflichtigen 

zur Einkommensteuer für die Jahre 1988 – 1990 wurden 

vom Kläger erzielte Einkünfte aus einer KG-Beteiligung 

berücksichtigt. Aufgrund einer Betriebsprüfung bei der KG 

ergaben sich jedoch höhere Gewinne des Klägers, die im 

November 1993 zu Änderungsbescheiden führten, gegen 

die der Kläger jeweils Einspruch einlegte. Nachdem die 

Klage gegen die gesonderte und einheitliche Feststellung 

der Einkünfte der KG abgewiesen worden war, hob das 

Finanzamt im April 2007 die seinerzeit gewährte Ausset-

zung der Vollziehung (AdV) der Einkommensteuerbeschei-

de 1988 bis 1990 auf und wies die gegen diese gerichteten 

Einsprüche im Juni 2007 zurück. Auf den Einwand des 

Klägers, die Ansprüche seien verjährt, erließ das Finanz-

amt einen Abrechnungsbescheid, der die Steueransprüche 

zuzüglich Zinsen als nicht verjährt auswies. Die hiergegen 

erhobene Klage wies das Finanzgericht ab. Der angefoch-

tene Abrechnungsbescheid sei nicht wegen des unzutref-

fend wiedergegebenen Nachnamens des Klägers nichtig, 

weil es sich insoweit um ein bloßes Versehen handele und 

sich der Inhaltsadressat des Bescheids durch Auslegung 

zweifelsfrei bestimmen lasse. Der BFH sah das genauso. 

Entscheidung 

Der Bescheid war darüber hinaus auch rechtmäßig, denn 

die Steueransprüche waren nicht verjährt. Die Verjährungs-

frist war durch die gewährte AdV bis zu deren Ende im Jahr 

2007 unterbrochen worden. Die Steueransprüche waren 

auch nicht verwirkt. Allein das Untätigbleiben des Finanz-

amts begründete kein zur Verwirkung des Anspruchs füh-

rendes Vertrauen des klagenden Steuerschuldners, nicht 

mehr in Anspruch genommen zu werden. 

Konsequenz 

Die Wirksamkeit eines Bescheids trotz unrichtiger Adressie-

rung wurde mit der Entscheidung erneut bestätigt. Es half 

dem Kläger hier auch nichts, dass er vorbrachte, im Ver-

trauen auf die Nichtgeltendmachung des Steueranspruchs 

nicht mehr rückgängig zu machende Maßnahmen getroffen 

zu haben. Diese Behauptung war dem Gericht zu pauschal. 

5 
Steuerliche Behandlung des Wirt-
schaftsgutes „Wald“ 

Kernaussage 

Mit Schreiben vom 16.5.2012 passt das Bundesministerium 

der Finanzen (BMF) im Bereich der Besteuerung der 

Forstwirtschaft seine bisherigen Auslegungsregelungen an 

die Änderungen des Steuervereinfachungsgesetzes 2011 

an. 

Allgemeines 

Unverändert zur bisherigen Rechtslage ist Wald bzw. ste-

hendes Holz dann ein eigenständiges und getrennt vom 

Grund und Boden zu bewertendes Wirtschaftsgut, wenn 

der stehende Baumbestand selbstständig nutzbar ist. In-

nerhalb eines landwirtschaftlichen Betriebes tritt ein Baum-

bestand nur dann als selbstständiges Wirtschaftsgut her-

vor, wenn dieser eine zusammenhängende Fläche von 

mindestens einem Hektar aufweist. Nicht zusammenhän-

gende Baumbestände stellen entsprechend für sich eigen-

ständige Wirtschaftsgüter dar. 

Bilanzierung 

Ebenfalls im Grunde unverändert bleiben die Regelungen 

zur Bilanzierung des Wirtschaftsgutes Holz, die sich nach 

der jeweiligen Nutzungsform richten. Zu bilanziellen und 

steuerlichen Zwecken ist bei den Nutzungsformen zwi-

schen dem Kahlschlag und so genannten anderen Nut-

zungsformen zu unterscheiden. Wird ein Baumbestand 

durch einen Kahlschlag gerodet, so wird dieser aus der 

Gesamtheit des jeweiligen Waldes herausgelöst. Infolge 

dieses Eingriffs ist das geschlagene Holz dem Umlaufver-

mögen zuzurechnen und der Buchwert des verbleibenden 

Baumbestands ist um den Umfang des Einschlags zu min-

dern. Wiederaufforstungskosten in Folge des Kahlschlags 

stellen Herstellungskosten des neu entstehenden Baube-

standes dar. Erfolgt die Aufforstung erst im Folgejahr, so 

darf hierfür keine Rückstellung gebildet werden. In Abgren-

zung zu einem Kahlschlag hat die Entnahme einzelner, 

hiebreifer Bäume in der Regel keine Buchwertminderung 

des Gesamtbestands zur Folge. Ferner stellen Aufwendun-

gen für Pflege und Wiederaufforstung sofort abziehbare 

Betriebsausgaben dar und sind als solche nicht zu aktivie-

ren. Besteht eine Verpflichtung zur Wiederaufforstung, so 

ist gegebenenfalls eine entsprechende Rückstellung zu 

bilden. 

Steuerliche Behandlung 

Änderungen aufgrund des Steuervereinfachungsgesetzes 

2011 ergeben sich insbesondere für die Behandlung von 

Wiederaufforstungskosten bei der pauschalen Gewinner-

mittlung nach § 51 EStDV sowie bei der zeitlichen Anwen-

dung der Tarifvergünstigung im Falle einer außerordentli-

chen Holznutzung nach § 34 b EStG. 

Pauschale Gewinnermittlung nach § 51 
EStDV 

Während bis Ende 2011 die mit einer Holznutzung im Zu-

sammenhang stehenden Wiederaufforstungskosten durch 

die Pauschsätze nach § 51 EStDV (65 % bei Holzein-

schlag, 40 % bei Verkauf des stehenden Holzes) abgegol-

ten waren, werden diese ab 2012 gesondert behandelt. So 

sind die zur Bestimmung des pauschalen Aufwandes an-

gewandten Pauschsätze auf 55 % bei Holzeinschlag bzw. 



BRANCHENBRIEF HEILBERUFE 

  Alle Beiträge sind nach bestem Wissen erstellt. Eine Haftung für den Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 

20 % bei Verkauf des stehenden Holzes vermindert wor-

den, dafür sind die angefallenen Wiederaufforstungskosten 

zukünftig in ihrer tatsächlichen Höhe im Wirtschaftsjahr 

ihrer Zahlung abziehbar. Analog hierzu sind im Falle eines 

Kahlschlages die sich ergebenen Buchwertminderungen 

und Buchwertabgänge beim Wirtschaftsgut Baumbestand 

ab 2012 gesondert zu den neuen Pauschsätzen als Be-

triebsausgaben abzuziehen, während diese bis Ende 2011 

ebenfalls mit den Pauschsätzen abgegolten waren. Nicht 

um die pauschalen Betriebsausgaben vermindert werden 

dürfen Zuschüsse zu Wiederaufforstungen, da diese Be-

triebseinnahmen darstellen, die in keinem Zusammenhang 

mit der Holzverwertung stehen. 

Zeitliche Anwendung der Tarifvergünsti-
gung im Falle einer außerordentlichen 
Holznutzung nach § 34b EStG 

Zur Minderung der wirtschaftlichen Folgen in Folge von 

höherer Gewalt (z. B. Sturm) wird auf den Verkauf von Holz 

aus einer außerordentlichen Holznutzung ein ermäßigter 

Steuersatz angewandt. Zur Nutzung der Tarifbegünstigun-

gen müssen entsprechende Schäden der zuständigen 

Finanzbehörde unverzüglich mitgeteilt werden. Für nach 

dem 31.12.2011 beginnende Wirtschaftsjahre sind im Falle 

einer außerordentlichen Holznutzung bei der Ermittlung der 

Einkünfte sowohl die Buchwertminderung als auch die 

Wiederaufforstungskosten zu berücksichtigen. Für das 

Wirtschaftsjahr 2011/12 gilt § 34 b EStG sowohl in seiner 

alten als auch in seiner neuen Fassung, so dass an dieser 

Stelle ein Wahlrecht besteht. Abweichend von der Regel, 

dass bei abweichenden Wirtschaftsjahren außerordentliche 

Gewinne vollständig im Veranlagungszeitraum ihres Ent-

stehens zu versteuern sind, darf aus Vereinfachungsgrün-

den im Wirtschaftsjahr 2011/12 die Tarifbegünstigung des § 

34 b EStG einmalig auf das gesamte Wirtschaftsjahr ange-

wendet werden. 

6 
Steuerliche Liebhaberei in der Pferde-
haltung 

Kernaussage 

Wird eine neben dem Kaufpreis hohe Investitionen erfor-

dernde Reitanlage angeschafft, um die Altersvorsorge einer 

bereits 58-jährigen Person abzusichern, die als erfolgreiche 

Geschäftsführerin eines mittelständischen Industrieunter-

nehmens über keinerlei Pferdewirtschaftswissen verfügt 

und auch nicht selbst reitet, wird der Betrieb nicht mit Ge-

winnerzielungsabsicht betrieben, wenn ein schlüssiges 

betriebswirtschaftliches Konzept, aus dem sich die 

Erzielbarkeit eines Totalgewinns entnehmen lässt, nicht 

besteht und die Investition lediglich mit den hohen Lohn-

steuererstattungsansprüchen, welche die effektiv auszu-

gleichenden Verluste mehr als übersteigen, erklärbar ist. 

 

Sachverhalt 

Streitig war die Gewinnerzielungsabsicht beim defizitären 

Betrieb einer Reitanlage. Eine vermögende Geschäftsfrau, 

die aus ihrer Geschäftsführertätigkeit ein Einkommen in 

Millionenhöhe erzielt, erwarb eine Reitanlage, die sie zu-

nächst mit erheblichen Aufwand sanierte, ausbaute und 

anschließend verpachte. Nach dem Auslaufen des Pacht-

vertrages führte sie den Betrieb auf eigene Rechnung fort, 

ohne dass sie selbst über pferdespezifisches Wissen ver-

fügte. Aufgrund der im Zuge der aufwendigen Sanierung 

angefallenen Abschreibungen sowie der hohen, laufenden 

Betriebskosten erwirtschaftete die Geschäftsfrau während 

des gesamten Betriebes jährlich Verluste im sechsstelligen 

Bereich. Infolge dessen unterstellte das Finanzamt im 

Rahmen einer Betriebsprüfung, dass der Betrieb der Reit-

anlage ohne Gewinnerzielungsabsicht erfolgte und erkann-

te die erzielten Verluste folglich steuerlich nicht mehr an. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht (FG) gab dem Finanzamt im Grunde 

Recht, da auch aufgrund der hohen Abschreibungen selbst 

für einen Zeitraum von 50 Jahren kein Totalgewinn erziel-

bar sei. Somit sei von Beginn an keine Gewinnerzielungs-

absicht erkennbar gewesen. Zudem führte das FG aus, die 

Einschätzung werde dadurch bestärkt, dass die Geschäfts-

frau durch die Verrechnung der Verluste mit den aus der 

nichtselbstständigen Tätigkeit stammenden Einkünften ihre 

Steuerbelastung erheblich senken konnte. So überstiegen 

die sich durch die Verlustverrechnung ergebenen Lohn-

steuererstattungen sogar die Einlagen, die zur Aufrechter-

haltung des dauerhaft defizitären Geschäftsbetriebs geleis-

tet wurden. Wenngleich die betreffenden Steuerbescheide 

unter dem Vermerk der Vorläufigkeit ergangen waren, 

durften die Verluste aus den Anfangsjahren aus verfah-

rensrechtlichen Gründen nicht mehr aberkannt werden, da 

diese bereits verjährt waren und die Vorläufigkeitsvermerke 

hinsichtlich ihres Grundes und Umfanges nicht hinreichend 

bestimmt waren. 

Konsequenz 

Die Problematik der steuerlichen Liebhaberei im Bereich 

der Pferdehaltung ist grundsätzlich ein regelmäßig auftre-

tendes Problem. Bemerkenswert bei der Bewertung des 

Reitbetriebs als Liebhaberei durch das FG ist in diesem 

Zusammenhang der explizite Verweis auf die nicht aus 

dem Reitbetrieb stammenden Einkünfte und den sich aus 

der Verlustverrechnung ergebenden Steuervorteil. Dies legt 

den Schluss nahe, dass seitens der Finanzverwaltung bzw. 

der Gerichte die Grenzen der Liebhaberei bei vermögen-

den Personenkreisen besonders eng ausgelegt werden. 

 

 

 



BRANCHENBRIEF HEILBERUFE 

   Aktuelle Hinweise für das Gespräch mit Ihrem Steuerberater    Aktuelle Hinweise für das Gespräch mit Ihrem Steuerberater    

7 
Abgrenzung: Land- und Forstwirt-
schaft vom Gewerbe 

Betroffener Personenkreis und Hand-
lungsbedarf 

Betroffen sind von der Neuregelung für die Wirtschaftsjahre 

2012 (und folgende) sämtliche Land- und Forstwirte, die 

neben der Vermarktung ihrer Urproduktion weitere 

Zukaufsware verkaufen. Durch die Fortentwicklung der so 

genannten Hofladenurteile haben sich Notwendigkeiten 

ergeben, zum 1.1.2012 neue Abgrenzungsregelungen 

einzuführen. Diese hat die Finanzverwaltung durch Verwal-

tungsanweisungen vom 15.12.2011 und 19.12.2011 einge-

führt – mit Beginn zum 1.1.2012. Handlungsbedarf besteht 

derart, dass die bisherigen Abgrenzungskriterien nicht 

mehr greifen. Eine Neuregelung wurde eingeführt, so dass 

sich – ganz betriebsindividuell – Verbesserungen oder 

auch Verschlechterungen ergeben können. Zwingend er-

scheint die Analyse der Betriebsstrukturen auf Basis der 

Ist-Werte, um mögliche Auswirkungen im Vorfeld zu erken-

nen. 

Fallkonstellation und Auswege 

Neu ist die Einführung der unterschiedlichen Tätigkeits-

gruppen. Dies sind zum einen die Tätigkeiten "Absatz eige-

ner Erzeugnisse und damit in unmittelbarem Zusammen-

hang stehende Tätigkeiten" und zum anderen "Verwendung 

von Wirtschaftsgütern des Betriebsvermögens für außerbe-

triebliche Zwecke und Dienstleistungen, die in einem sach-

lichen Zusammenhang zur Land- und Forstwirtschaft ste-

hen". Für beide Gruppen gelten die neuen Abgrenzungskri-

terien; relative Grenze: 1/3 des Nettogesamtumsatzes, 

absolute Grenze: 51.500 EUR Nettoumsatz aus 

Zukaufsware/Dienstleistungen. Darüber hinaus wird eine 

Gesamtprüfung des Umsatzes vorgenommen (so genannte 

50 % Grenze). Werden die Grenzen überschritten, besteht 

die latente Gefahr der Umqualifizierung der Einkünfte aus 

Land- und Forstwirtschaft in solche aus Gewerbebetrieb. 

Vor diesem Hintergrund hat die Finanzverwaltung die zu-

sätzliche Frage des Strukturwandels nochmals konkreti-

siert. Dies bedeutet, dass eine Umwidmung zum Gewerbe 

erfolgt, sofern die Grenzen innerhalb von 3 aufeinanderfol-

genden Jahren überschritten werden (allmählicher Struk-

turwandel). Wenn jedoch äußere Anzeichen einen soforti-

gen Strukturwandel erkennen lassen (z. B. Anschaffung 

von Maschinen, Fuhrpark, o. ä. ohne direkten land- und 

forstwirtschaftlichen Bezug), entfällt der 3-

Jahresbetrachtungszeitraum. Ferner gilt es, auf 

Mitunternehmerschaften ein besonderes Augenmerk zu 

legen. Denn durch den gegebenenfalls entstehenden Ge-

werbebetrieb wird – durch Infektion – der gesamte Betrieb 

als solcher aus Gewerbebetrieb umgewidmet. Hier ist eine 

– im Gegensatz zum Einzelunternehmer – parallel verlau-

fende Betriebsstruktur aus Land- und Forstwirtschaft und 

Gewerbebetrieb nicht möglich. 

 

Fehler, Auslagerung und Vermeidung 

Grundsätzlich wäre eine Auslagerung nicht erforderlich, da 

bei Einzelunternehmen beide Unternehmen nebenher be-

stehen könnten. Jedoch macht eine Trennung dann Sinn, 

wenn erhebliche Betriebskosten anfallen, die ohne eine 

Trennung nicht ohne weiteres erkennbar wären (z. B. Per-

sonalkosten, Raumkosten, Fuhrparkkosten, etc.). Auch vor 

dem Hintergrund der zutreffenden Abgrenzung von Um-

satz- und Vorsteuerbeträgen sowie der Gewerbesteuer 

könnte eine Betriebstrennung Sinn machen. Darüber hin-

aus sind Nachfolgeüberlegungen anzustreben, so dass 

unter Umständen bereits die nachfolgende Generation 

eingebunden werden könnte. Die neue Betriebsstruktur 

"Gewerbebetrieb" muss selbstständig geführt werden. 

Demnach sind sämtliche Formalanforderungen an eine 

ordentliche Betriebsführung zu erfüllen. Dies bedeutet 

insbesondere die Trennung der Geschäftsbücher, geson-

derte Aufzeichnungspflichten, Fakturierung, etc.. Ferner 

sind Auswirkungen sozialversicherungsrechtlicher Natur zu 

prüfen. Überdies wären Hürden der Zuordnung von Be-

triebsvermögen zu beachten. Es empfiehlt sich, die Beibe-

halten von einer mindestens 10 %igen land- und forstwirt-

schaftlichen Nutzung bei Betriebsgebäuden – eine Um-

widmung zum Gewerbebetrieb könnte so (wenn auch zu 

Buchwerten) vermieden werden. 

Rechtsstand: Januar 2012 

Alle Informationen und Angaben in diesem BranchenBrief haben 

wir nach bestem Wissen zusammengestellt. Sie erfolgen jedoch 

ohne Gewähr. Diese Information kann eine individuelle Beratung 

im Einzelfall nicht ersetzen. 

Für weitere Fragen zu den vorstehenden Themen steht 
Ihnen Herr Steuerberater Heiko Brand gerne zur  
Verfügung. 

Heiko Brand, Steuerberater 

Paul-Hartmann-Str. 61, 89522 Heidenheim/Brenz 

Fon 07321 27719-0  -  info@steuerberater-brand.de 

www.steuerberater-brand.de 

Wir möchten unseren Mandanten ein zuver-

lässiger Partner in allen Beratungssituationen 

sein, sei es bei der Beantwortung von Spezi-

alfragen oder auch bei der Lösung komplexer Probleme. 

Unsere Beratungsschwerpunkte liegen in den Bereichen  

 Steuerberatung  

 Firmenumstrukturierungen 

 Sanierungen / Sanierungsgutachten 

 Unternehmens- und Wirtschaftsberatung 

 Coaching für Unternehmer 

Sprechen Sie uns an!

 


